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4. Gesetz vom 13. Dezember 2007 über die Landesimmobilien-Bau- und Sanierungsgesellschaften
5. Gesetz vom 13. Dezember 2007 über die Einhebung der Landesumlage
6. Verordnung der Landesregierung vom 18. Dezember 2007, mit der das Raumordnungsprogramm betreffend land-

wirtschaftliche Vorrangflächen für die Kleinregion Reutte und Umgebung geändert wird

Der Landtag hat beschlossen:

§ 1
Errichtung

(1) Die Landesregierung wird ermächtigt, eine Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung mit dem Firmen-
wortlaut „Landesimmobilien-Bau- und Sanierungs-
GmbH“, deren Gesellschafter das Land Tirol ist und
deren Sitz sich in Innsbruck befindet, zum Zweck der
Beteiligung an und zur Übernahme von Geschäftsfüh-
rungs- und Vertretungsaufgaben in der im Abs. 2 ge-
nannten Gesellschaft zu gründen.

(2) Die Landesregierung wird ermächtigt, eine Kom-
manditgesellschaft mit dem Firmenwortlaut „Landes-
immobilien-Bau- und Sanierungs-GmbH & Co KG“
(im Folgenden kurz „Gesellschaft“ genannt) zu grün-
den, deren Komplementärin die Landesimmobilien-
Bau- und Sanierungs-GmbH und deren Kommanditist
das Land Tirol ist und deren Sitz sich in Innsbruck be-
findet.

(3) In den Gesellschaftsverträgen ist sicherzustellen,
dass die Gesellschaft bei der Besorgung der ihr nach § 2
Abs. 1 lit. a bis c übertragenen Aufgaben den Vorgaben
des Landes Tirol in den wesentlichen strategischen Fra-
gen Rechnung trägt und diese Aufgaben nach den Kri-

terien der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der
Zweckmäßigkeit erfüllt.

§ 2
Übertragung von Aufgaben

(1) Der Gesellschaft werden folgende vom Land Tirol
als Träger von Privatrechten zu besorgende Aufgaben
übertragen:

a) der Erwerb einzelner Liegenschaften zu den in den
lit. b und c genannten Zwecken,

b) die Nutzung, die Sanierung, die Vermietung und
die Verwaltung von Liegenschaften im Sinn der lit. a so-
wie von Liegenschaften, die vom Land Tirol an die Ge-
sellschaft veräußert werden, und

c) die Durchführung von Neu-, Zu- und Umbauten
auf Liegenschaften im Sinn der lit. a und b.

(2) Wird eine Liegenschaft im Sinn des Abs. 1 lit. a
und b an das Land Tirol veräußert bzw. rückveräußert,
so sind die Aufgaben nach Abs. 1 lit. b und c hinsicht-
lich dieser Liegenschaft wieder vom Land Tirol selbst
wahrzunehmen.

§ 3
In-Kraft-Treten

Dieses Gesetz tritt mit dem Ablauf des Tages der
Kundmachung in Kraft.

4. Gesetz vom 13. Dezember 2007 über die Landesimmobilien-Bau- und Sanierungsgesellschaften
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Der Landtag hat beschlossen:

§ 1

Das Land Tirol hat von den Gemeinden jährlich eine
Landesumlage in der Höhe von 7,46 v. H. der unge-
kürzten rechnungsmäßigen Ertragsanteile der Gemein-
den an den gemeinschaftlichen Bundesabgaben mit
Ausnahme der Spielbankabgabe, der Werbeabgabe und
des Ausgleichs für die Abschaffung der Selbstträger-
schaft einzuheben.

§ 2

Die Landesumlage wird von den einzelnen Gemein-
den im Verhältnis der Finanzkraft eingehoben. Die Fi-
nanzkraft wird ermittelt durch Heranziehung

a) der Grundsteuer von den land- und forstwirtschaft-

lichen Betrieben unter Zugrundelegung der Messbeträge
des Vorjahres und eines Hebesatzes von 360 v. H.,

b) der Grundsteuer von den Grundstücken unter Zu-
grundelegung der Messbeträge des Vorjahres und eines
Hebesatzes von 360 v. H., und

c) von 39 v. H. der Erträge der Kommunalsteuer und
der Lohnsummensteuer des zweitvorangegangenen
Jahres.

§ 3

Dieses Gesetz tritt mit 1. Jänner 2008 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt Art. I des Gesetzes über die Einhebung der
Landesumlage und die Änderung des Gesetzes über die
Einhebung der Landesumlage LGBl. Nr. 2/1997, LGBl.
Nr. 9/2001, außer Kraft.

5. Gesetz vom 13. Dezember 2007 über die Einhebung der Landesumlage

Aufgrund der §§ 7 Abs. 1 lit. a und 10 Abs. 2 und 3
in Verbindung mit § 106 Abs.1 des Tiroler Raumord-
nungsgesetzes 2006, LGBl. Nr. 27, wird verordnet:

Artikel I

Die Verordnung, mit der ein Raumordnungspro-
gramm betreffend landwirtschaftliche Vorrangflächen
für die Kleinregion Reutte und Umgebung erlassen
wird, LGBl. Nr. 62/1991, zuletzt geändert durch die Ver-
ordnung LGBl. Nr. 48/2006, wird wie folgt geändert:

Die Anlage zu § 1 Abs. 2 wird in der Weise geändert,
dass die in der Anlage zu dieser Verordnung dargestellte
Grundfläche, bestehend aus dem Grundstück Nr. 1956/1

und Teilflächen der Grundstücke Nr. 2454 und 2510, alle
KG Vils, von der Festlegung als landwirtschaftliche Vor-
rangfläche ausgenommen wird.

Artikel II

(1) Diese Verordnung tritt mit dem Ablauf des Tages
der Kundmachung in Kraft.

(2) Die Anlage zu dieser Verordnung wird durch Auf-
legung zur öffentlichen Einsichtnahme bei der Abtei-
lung Raumordnung-Statistik des Amtes der Tiroler Lan-
desregierung während der für den Parteienverkehr be-
stimmten Amtsstunden verlautbart.

6. Verordnung der Landesregierung vom 18. Dezember 2007, mit der das Raumordnungspro-
gramm betreffend landwirtschaftliche Vorrangflächen für die Kleinregion Reutte und Um-
gebung geändert wird
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